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Dokumente zur Versicherungspolice
Nur gültig in Verbindung mit den auf der Versicherungspolice ausgewiesenen Prämien und Leistungbeschreibungen. 
Die abgeschlossene Versicherung ist auf der Versicherungspolice dokumentiert!

Die Leistungen im Überblick                                 

•	Privat-Haftpflichtversicherung
  Versicherungssummen: € 3.000.000,- je Person bei Personen-, Sach- und  

Vermögensschäden, € 500.000,- für Mietsachschäden. 

Geltungsbereich: weltweit

Versicherungsdauer: Die Versicherungen gelten für den vereinbarten Zeitraum.

Versicherbare Personen: Ausländische Stipendiaten der Max-Planck-Gesellschaft 
(MPG) sowie deren mitreisende Familienangehörige. Familienangehörige sind:  
•	 	Partner	/	in	des	MPG-Stipendiaten,	sofern	ohne	eigenes	Einkommen;
•	 	Minderjährige	Kinder	(auch	Stief-,	Adoptiv-	und	Pflegekinder)	des	MPG-Stipendi-
aten	oder	des	Partners	/	der	Partnerin	ohne	eigenes	Einkommen;

•	 	Volljährige	Kinder	(auch	Stief-,	Adoptiv-	und	Pflegekinder)	des	MPG-Stipendiaten	
oder	des	Partners	/	der	Partnerin,	sofern	sie	sich	in	schulischer	oder	beruflicher	
Ausbildung	befinden	und	kein	eigenes	Einkommen	haben.

Wenn Sie einen Schaden melden möchten...
... richten Sie bitte Ihre Schadenmeldung mit den entsprechenden Nachweisen 
sowie Ihrer vollständigen Anschrift unverzüglich an den Versicherer AWP P&C S.A.:

AWP P&C S.A.
Niederlassung für Deutschland
Schadenabteilung MAWISTA Protect 
Bahnhofstraße 16 
D - 85609 Aschheim bei München

Telefon: +49.89.6 24 24-0
Telefax: +49.89.6 24 24-222

Bitte	beachten	Sie	folgende	wichtige	Hinweise			
Einzel-Prämie: gültig für jeweils eine Person

Abschlusshinweise: Der Vertrag kann jederzeit zum 1. eines Monats abgeschlossen 
werden. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem in der Versicherungspolice 
bezeichneten Zeitpunkt, jedoch nicht vor Antragstellung und Antritt des vorüberge-
henden Aufenthaltes.

Versicherungsschutz besteht nur für die namentlich in der Versicherungspolice 
aufgeführte versicherte	Person. Die Höhe der Prämie richtet sich in der Regel nach 
dem ausgewählten Versicherungsschutz und der Laufzeit des Vertrages. 

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn die einmalige oder erste 
Prämie nicht bezahlt ist, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten.

Die vertraglich vereinbarten Versicherungsleistungen werden von AWP P&C S.A. 
nach Maßgabe der nachstehenden Versicherungsbedingungen geboten. Münd-
liche Vereinbarungen sind unwirksam. Die Versicherungssteuer ist in den Prämien 
enthalten. Gebühren werden nicht erhoben. Maßgebend für den Versicherungsum-
fang sind die in der Versicherungspolice dokumentierten Prämien und Leistungs-
beschreibungen.
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Dieses Informationsblatt soll Ihnen in knapper Form einen Über-
blick	über	unsere	Versicherungsprodukte	verschaffen.	Beschrie-
ben sind nur die wesentlichen Inhalte. Der Versicherungsschutz 
einschließlich	 Versicherungssummen	 und	 Selbstbehalt-Rege-
lungen ist abschließend dargestellt in den Leistungen im Überblick  
und den AVB.

Privat-Haftpflichtversicherung	

Versicherungsschutz gegen gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen Personen-,  Sach- und Vermögensschäden bis zur 
Höhe der vereinbarten Versicherungssumme.

Kein Versicherungsschutz besteht u. a. für Schäden, die aus der Be-
nutzung motorgetriebener Fahrzeuge oder aus der Ausübung der 
Jagd entstehen, sowie grundsätzlich an Gegenständen, die in Obhut 
genommen	wurden	(Ausnahme:	gemietete	Räume).	Kein	Versiche-
rungsschutz besteht auch für Haftpflichtschäden aus beruflicher Tä-
tigkeit, wobei die Tätigkeit als MPG-Stipendiat nicht als berufliche 
Tätigkeit gesehen wird. §§ 1 und 2 AVB AB 16 MP.

Bitte melden Sie den Versicherungsfall unverzüglich schriftlich bei 
AWP und beachten Sie alle Obliegenheiten in § 5 AVB AB 16 MP. 
Werden	 die	Obliegenheiten	 nicht	 beachtet,	 kommt	 eine	 Kürzung	
oder der Verlust der Leistung in Betracht, vgl. hierzu § 8 AVB AB 16 
MP.

Beschwerdehinweis:
Unser	Ziel	ist	es,	erstklassige	Leistungen	zu	bieten.	Ebenso	ist	es	uns	
wichtig, auf Ihre Anliegen einzugehen. Sollten Sie einmal mit un-
seren Produkten oder unserem Service nicht zufrieden sein, teilen 
Sie uns dies bitte direkt mit.

Sie können uns Ihre Beschwerden zu Vertrags- oder Schadenfragen 
auf	 jedem	 Kommunikationsweg	 zukommen	 lassen.	 Telefonisch	
erreichen	Sie	uns	unter	+49.89.6	24	24-460,	 schriftlich	per	E-Mail	
an service@allianz-assistance.de bzw. per Post an AWP P&C S.A., 
Beschwerdemanagement, Bahnhofstraße 16, D - 85609 Aschheim 
bei München. Nähere Informationen zu unserem Beschwerdepro-
zess	finden	Sie	unter	www.allianz-reiseversicherung.de/beschwerde.

Darüber hinaus können Sie sich für Beschwerden aus allen Versiche-
rungssparten an die zuständige Aufsichtsbehörde Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108,
D	-	53117	Bonn,	wenden	(www.bafin.de).

Das Vertragsverhältnis unterliegt deutschem Recht, soweit 
internationales	 Recht	 nicht	 entgegensteht.	 Klagen	 aus	 dem	
Versicherungsvertrag können vom Versicherungsnehmer oder 
der versicherten Person bei dem Gericht des Geschäftssitzes 
oder der Niederlassung des Versicherers erhoben werden. Ist 
der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person eine 
natürliche	Person,	so	können	Klagen	auch	vor	dem	Gericht	erhoben	
werden, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer oder die ver-
sicherte	Person	zur	Zeit	der	Klageerhebung	seinen	Wohnsitz	oder,	
falls kein Wohnsitz besteht, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Datenschutz:
Entsprechend	der	Regeln	des	Bundesdatenschutzgesetzes	(BDSG)	
informieren wir Sie darüber, dass im Schadenfall Daten zu Ihrer 
Person	erhoben	bzw.	verarbeitet	werden,	die	zur	Erfüllung	des	Ver- 
sicherungsvertrages notwendig sind. Zur Prüfung des Antrages 
oder des Schadens werden ggf. Anfragen an andere Versicherer ge-
richtet und Anfragen anderer Versicherer beantwortet. Außerdem 
werden Daten an den Rückversicherer übermittelt. Die Anschrift der 
jeweiligen Datenempfänger wird auf Wunsch mitgeteilt.
Erhebung,	 Verarbeitung	 und	 Nutzung	 von	 Gesundheitsdaten	
sowie	Weiterleitung	 von	 Daten	 an	 andere	 Stellen:	 Bei Vertrags-
abschluss wurden die für die Durchführung oder Beendigung 
Ihres	 Versicherungsvertrages	 notwendigen	 Einwilligungser-
klärungen	 abgegeben.	 Erklärungen	 und	 Hinweis	 zur	 Datenver- 
arbeitung finden Sie im Anschluss an die Bedingungen.

Widerrufsrecht	 für	 Verträge	 mit	 einer	 Laufzeit	 von	 einem 
Monat oder mehr:
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe	von	Gründen	in	Textform	(z.	B.	Brief,	Fax,	E-Mail)	wider- 
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, 
die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Ver- 
sicherungsbedingungen,	 die	 weiteren	 Informationen	 nach	 §	 7	
Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und 
diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Bei Verträ-
gen im elektronischen Geschäftsverkehr (§ 312i Abs. 1 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) beginnt die Frist jedoch nicht 
vor	Erfüllung	unserer	Pflichten	gemäß	§	312i	Abs.	1	Satz	1	des	
Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246c des 
Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuch.
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:
AWP P&C S.A., Bahnhofstraße 16, D - 85609 Aschheim bei 
München,	Telefax	+	49.89.6	24	24-244,	E-Mail:	service@allianz-
assistance.de

Widerrufsfolgen:
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-
schutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt 
haben,	dass	der	Versicherungsschutz	vor	dem	Ende	der	Wider-
rufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum 
Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbe-
halten. Dabei handelt es sich um den anteilig nach Tagen berech-
neten	Betrag.	Die	Erstattung	zurückzuzahlender	Beträge	erfolgt	
unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt	der	Versicherungsschutz	nicht	vor	dem	Ende	der	Wider-
rufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. 
Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere	Hinweise:
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Ihre AWP P&C S.A., Niederlassung für Deutschland

Produkt-	und	Verbraucherinformationen	 	 	 	 	 	 	 	
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Im Folgenden kurz AWP genannt

Allgemeine Bestimmungen
AVB AB 16 MP

Die nachstehenden Regelungen unter §§ 1 bis 10 gelten für alle 
Besonderen Bedingungen der MAWISTA Protect Privat-Haftpflicht-
versicherung.

§ 1  Wer	ist	versichert?
 Versicherte Personen sind die namentlich genannten Personen 
oder der im Versicherungsnachweis beschriebene Personenkreis, 
sofern die Versicherungsprämie gezahlt wurde.

§ 2  Wann	ist	die	Prämie	zu	zahlen?
1.  Die Prämie ist sofort nach Abschluss des Versicherungsvertrages 

fällig und bei Aushändigung der Versicherungspolice unverzüg-
lich nach Ablauf von 14 Tagen zu zahlen.

2.  Die in Rechnung gestellte Prämie enthält die Versicherungs-
steuer. Diese ist in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
zahlen.

3.  Wird die erste Prämie zu einem späteren Zeitpunkt bezahlt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem späteren Zeit-
punkt. Darauf muss AWP durch gesonderte Mitteilung in Text-
form oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein aufmerksam gemacht haben.

  Wenn der Versicherungsnehmer nachweisen kann, dass er die 
verspätete Zahlung nicht verschuldet hat, beginnt der Versiche-
rungsschutz zum vereinbarten Zeitpunkt. 

4.  Wenn der Versicherungsnehmer die erste Prämie nicht recht-
zeitig bezahlt, kann AWP vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Prämie nicht bezahlt ist. AWP kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die verspätete Zahlung 
nicht verschuldet hat. 

5.  Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit-
punkt fällig.

6.  Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig bezahlt, gerät der Ver-
sicherungsnehmer in Verzug, auch ohne dass er eine Mahnung 
von AWP erhalten hat. 

  Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die verspätete 
Zahlung nicht verschuldet hat.

  Bei	Verzug	ist	AWP	berechtigt,	Ersatz	für	den	Schaden	zu	verlan-
gen, der AWP durch den Verzug entstanden ist.

7.  Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig bezahlt, kann AWP auf 
Kosten	des	Versicherungsnehmers	 in	 Textform	eine	Zahlungs-
frist setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen 
betragen. 

  Die Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie folgende 
Informationen enthält:
•  Die	ausstehende	Prämie,	die	Zinsen	und	die	Kosten	müssen	
im	Einzelnen	beziffert	sein	und

•  Die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach § 2 Nr. 8 
mit der Fristüberschreitung verbunden sind.

8.  Wenn nach Ablauf der Zahlungsfrist die angemahnten Prämien 
nicht bezahlt wurden,
•  Besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versiche-

rungsschutz.
•  Kann	AWP	den	Vertrag	kündigen,	ohne	eine	Frist	einzuhalten.
Wenn	nach	der	Kündigung	durch	AWP	innerhalb	eines	Monats	
die angemahnte Prämie bezahlt wird, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist 
und der Zahlung besteht kein Versicherungsschutz.

9.  Wenn	die	Einziehung	der	Prämie	von	einem	Konto	vereinbart	ist,	
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zum Fälligkeits-
tag	eingezogen	werden	kann	und	der	Einziehung	nicht	wider-
sprochen wird.

  Die Zahlung gilt auch als rechtzeitig, wenn die fällige Prämie 
ohne Verschulden des Versicherungsnehmers nicht eingezogen 
werden kann und nach einer Aufforderung in Textform unver-
züglich gezahlt wird.

  Wenn der Versicherungsnehmer es zu vertreten hat, dass die fäl-
lige Prämie nicht eingezogen werden kann, ist AWP berechtigt, 
künftig eine andere Zahlungsweise zu verlangen.

  Der Versicherungsnehmer muss allerdings erst dann zahlen, 
wenn AWP hierzu in Textform aufgefordert hat.

10.  Ist	die	Prämie	bei	Eintritt	des	Versicherungsfalles	nicht	gezahlt,	
ist AWP nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.

§	3		 Wann	beginnt	und	wann	endet	die	Versicherung?
1.  Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-

schein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung für den Versi-
cherungsschutz ist, dass der erste oder der einmalige Beitrag 
unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Ver-
sicherungsscheins gezahlt wird.

2.  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen. 

3.  Der Versicherungsschutz beginnt innerhalb der vereinbarten 
Laufzeit, frühestens mit dem Grenzübertritt in den Geltungs-
bereich, und endet mit Ablauf des Stipendiums der Max-Planck-
Gesellschaft, spätestens jedoch zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt.

4.  Die Mindestlaufzeit der Versicherung beträgt einen Monat.
5.  Bei	Erhöhungen	des	versicherten	Risikos	durch	Änderung	beste-

hender	oder	Erlass	neuer	Rechtsvorschriften	ist	AWP	berechtigt,	

das	 Versicherungsverhältnis	 unter	 Einhaltung	 einer	 Frist	 von	
einem	Monat	zu	kündigen.	Das	Kündigungsrecht	erlischt,	wenn	
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird,	in	welchem	AWP	von	der	Erhöhung	Kenntnis	erlangt	hat.

6.  Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag kündigen, wenn 
AWP eine Leistung erbracht oder endgültig verweigert hat.  Die 
Kündigung	muss	 spätestens	 einen	Monat	 nach	 Leistung	 oder	
Beendigung des Rechtsstreits zugegangen sein.  Wenn der Ver-
sicherungsnehmer	kündigt,	wird	die	Kündigung	wirksam,	sobald	
sie AWP zugeht. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men,	dass	die	Kündigung	zu	einem	späteren	Zeitpunkt	wirksam	
wird;	spätestens	jedoch	am	Ende	des	Versicherungsjahres.	

§ 4  In	welchen	Fällen	besteht	kein	Versicherungsschutz?
Nicht versichert sind
1.  Schäden	durch	Streik,	Aussperrung,	Kernenergie,	Beschlagnah-

me	 und	 sonstige	 Eingriffe	 von	 hoher	 Hand	 sowie	 Schäden	 in	
Gebieten, für welche das Auswärtige Amt eine Reisewarnung 
ausgesprochen hat. Befindet sich eine versicherte Person zum 
Zeitpunkt der Bekanntgabe einer Reisewarnung vor Ort, endet 
der Versicherungsschutz sieben Tage nach Bekanntgabe der Rei-
sewarnung,

2.  Schäden	 durch	 Krieg	 oder	 kriegsähnliche	 Ereignisse.	 Versiche-
rungsschutz besteht jedoch, wenn der Schaden sich in den er-
sten	sieben	Tagen	nach	Beginn	der	Ereignisse	ereignet.	Dies	gilt	
nicht	bei	Aufenthalten	in	Staaten,	auf	deren	Gebiet	bereits	Krieg	
oder	Bürgerkrieg	herrscht	oder	der	Ausbruch	vorhersehbar	war;

3.  Schäden, welche die versicherte Person vorsätzlich herbeiführt.

§ 5  Was	muss	die	versicherte	Person	im	Schadensfall	unbe-
dingt	unternehmen	(Obliegenheiten)?

Die versicherte Person ist verpflichtet,
1.  den	Schaden	möglichst	gering	zu	halten	und	unnötige	Kosten	zu	

vermeiden;
2.  den	Schaden	unverzüglich	AWP	anzuzeigen;
3.  im Schadenfall einen Nachweis für ein gültiges Stipendium der 

Max-Planck-Gesellschaft	zu	erbringen;	
4.  den	Tag	der	Einreise	in	geeigneter	Form	nachzuweisen	(Kopien	

der	Einreisedokumente,	Pass	/	Visum,	soweit	zur	Einreise	erfor-
derlich,	Fahrkarten,	Flugscheine	und	dergleichen);

5.  das Schadenereignis und den Schadenumfang darzulegen und 
AWP jede sachdienliche Auskunft wahrheitsgemäß zu ertei-
len und es AWP zu gestatten, Ursache und Höhe des geltend 
gemachten Anspruchs in zumutbarer Weise zu prüfen. Zum 
Nachweis hat die versicherte Person Original-Rechnungen und 
-Belege	einzureichen,	gegebenenfalls	die	Ärzte	von	der	Schwei-
gepflicht	 zu	 entbinden,	 soweit	 die	 Kenntnis	 der	 Daten	 für	 die	
Beurteilung der Leistungspflicht oder des Leistungsumfangs 
erforderlich	ist.	Kann	AWP	die	Höhe	und	den	Leistungsumfang	
nicht	feststellen,	weil	die	versicherte	Person	die	Entbindung	von	
der Schweigepflicht nicht erteilt und AWP auch nicht anderer 
Weise eine Leistungsprüfung ermöglicht, so wird die Versiche-
rungsleistung nicht fällig. 

§ 6  Wann	zahlt	AWP	die	Entschädigung?
Hat AWP die Leistungspflicht dem Grunde und der Höhe nach fest-
gestellt,	wird	die	Entschädigung	innerhalb	von	zwei	Wochen	ausge-
zahlt.	Die	Zahlung	der	Versicherungsleistung	erfolgt	in	Euro.	Soweit	
der	Zahlungsort	außerhalb	der	Staaten,	die	der	Europäischen	Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten  die Zahlungsverpflichtungen 
von	AWP	mit	dem	Zeitpunkt	als	erfüllt,	in	dem	der	Euro-Betrag	bei	
einem	in	der	Europäischen	Währungsunion	gelegenen	Geldinstitut	
angewiesen ist.

§ 7  Was	gilt,	wenn	die	versicherte	Person	Ersatzansprüche	
gegen	Dritte	hat?

1.  Ersatzansprüche	gegen	Dritte	gehen	entsprechend	der	gesetz-
lichen Regelung bis zur Höhe der geleisteten Zahlung auf AWP 
über, soweit der versicherten Person daraus kein Nachteil ent-
steht. 

2.  Die versicherte Person ist verpflichtet, in diesem Rahmen den 
Rechtsübergang auf Wunsch von AWP schriftlich zu bestätigen.

3.  Leistungsverpflichtungen aus anderen Versicherungsverträgen 
sowie	 der	 Sozialversicherungsträger	 gehen	 der	 Eintrittspflicht	
von AWP vor. AWP tritt in Vorleistung, sofern sie unter Vorlage 
von Original-Belegen zunächst in Anspruch genommen wird. 

§ 8  Wann	verliert	die	versicherte	Person	den	Anspruch	auf	
Versicherungsleistung	durch	Obliegenheitsverletzung	und	
Verjährung?

1.  Wird eine Obliegenheit vorsätzlich verletzt, ist AWP von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, bei grob fahrlässiger Verletzung 
ist AWP berechtigt, die Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen.

2.  Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat die versicher-
te Person zu beweisen. Außer im Falle der Arglist ist AWP zur 
Leistung verpflichtet, soweit die versicherte Person nachweist, 
dass	die	Verletzung	der	Obliegenheit	weder	für	den	Eintritt	noch	
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht von 
AWP ursächlich ist.

3.  Der Anspruch auf Versicherungsleistung verjährt in drei Jahren, 
gerechnet	 ab	 Ende	 des	 Jahres,	 in	welchem	der	 Anspruch	 ent-
standen ist und die versicherte Person von den Umständen zur 
Geltendmachung	des	Anspruchs	Kenntnis	erlangt	hat	oder	ohne	
grobe	Fahrlässigkeit	hätte	Kenntnis	erlangen	müssen.

§ 9  Welche	Form	gilt	für	die	Abgabe	von	Willenserklärungen?
1.  Anzeigen und Willenserklärungen der versicherten Person und 

des	Versicherers	bedürfen	der	Textform	(z.B.	Brief,	Fax,	E-Mail).
2.  Versicherungsvermittler	sind	mit	der	Entgegennahme	und	Wei-

terleitung	von	Erklärungen	an	AWP	beauftragt.
3.  Hat	 der	 Versicherungsnehmer	 eine	 Änderung	 seiner	 Anschrift	

dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, 
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer	bekannte	Anschrift.	Die	Erklärung	gilt	drei	Tage	nach	
der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entspre-
chend für den Fall einer Namensänderung des Versicherungs-
nehmers.

§ 10  Welches Gericht in Deutschland ist für die Geltendma-
chung	der	Ansprüche	aus	dem	Versicherungsvertrag	
zuständig?	Welches	Recht	findet	Anwendung?

Der	Gerichtsstand	ist	München.	Es	gilt	deutsches	Recht,	soweit	 in-
ternationales Recht nicht entgegensteht.

Privat-Haftpflichtversicherung
AVB	BB	16	MPH

§	1	 Welches	Risiko	übernimmt	AWP?
AWP bietet Versicherungsschutz gegen Haftpflichtrisiken des 
täglichen Lebens, wenn die versicherte Person während des versi-
cherten Zeitraums als Privatperson oder aufgrund ihrer Tätigkeit als 
MPG-Stipendiat aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten auf Schadenersatz in 
Anspruch genommen wird. Schadenereignisse sind Tod, Verletzung 
oder Gesundheitsschädigung von Menschen (Personenschäden) 
oder Beschädigung oder Vernichtung von Sachen (Sachschäden) 
sowie Vermögensschäden im bezeichneten Umfang. Gefahren 
eines Berufes (die Tätigkeit als MPG-Stipendiat wird nicht als be-
rufliche	Tätigkeit	eingestuft),	Dienstes,	Amtes	 (auch	Ehrenamtes),	
einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art oder 
einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung sind nicht 
versichert.
Versichert sind insbesondere die Gefahren 
a)  als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus der Aufsichts-

pflicht	über	Minderjährige);
b)  aus	dem	Besitz	und	dem	Gebrauch	von	Fahrrädern;
c)  aus	der	Ausübung	von	Sport;	ausgenommen	sind	Haftpflichtan-

sprüche aus der Ausübung der Jagd, sowie aus Schäden in Folge 
von	aktiver	Teilnahme	an	Pferde-,	Rad-	oder	Kraftfahrzeugren-
nen, Box- oder Ringkämpfen sowie den Vorbereitungen hierzu 
(Training);

d)  als	Halter	oder	Hüter	von	zahmen	Haustieren,	gezähmten	Klein-
tieren und Bienen, nicht jedoch von Hunden, Rindern, Pferden, 
sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden Tieren sowie von Tieren, 
die zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken gehal-
ten werden.

1.  Welche	Regelungen	gelten	für	Kraft-,	Luft-	und	Wasser-
fahrzeuge?

Nicht	versichert	 ist	die	Haftpflicht	des	Eigentümers,	Besitzers,	Hal-
ters	 oder	 Führers	 eines	 Kraft-,	 Luft-	 oder	Wasserfahrzeugs	 sowie	
eines versicherungspflichtigen Anhängers wegen Schäden, die 
durch	den	Gebrauch	des	Fahrzeugs	/	Anhängers	verursacht	werden.	
Versichert – wobei die persönliche gesetzliche Haftpflicht des ver-
antwortlichen Führers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeugs 
berechtigten Personen mitversichert ist – ist jedoch die Haftpflicht 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch von
a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrenden 

Kraftfahrzeugen	 (Kfz)	 und	 Kfz-Anhängern	 ohne	 Rücksicht	 auf	
eine	Höchstgeschwindigkeit;

b)  nicht	versicherungspflichtigen	Kraftfahrzeugen	mit	einer	durch	
die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr 
als	6	km/h.

  AWP ist von der Verpflichtung zur Leistung frei,
•	 	 wenn	der	Fahrer	eines	Kfz	bei	Eintritt	des	Versicherungsfalles	

auf öffentlichen Wegen und Plätzen nicht die vorgeschrie-
bene	Fahrerlaubnis	hat;

•	 	 wenn ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug gebraucht hat. 
Der versicherten Person gegenüber bleibt die Verpflichtung 
zur Leistung bestehen, wenn die versicherte Person das Vor-
liegen der Fahrerlaubnis beim verantwortlichen Fahrer ohne 
Verschulden annehmen durfte oder wenn die versicherte 
Person	den	Gebrauch	des	Kfz	durch	den	unberechtigten	Fah-
rer nicht bewusst ermöglicht hat.

c)  Wassersportfahrzeugen (auch Windsurfbretter), ausgenom-
men eigene Segelboote und eigene oder fremde Wassersport-
fahrzeuge mit Motoren – auch Hilfs- oder Außenbordmotoren 
– oder Treibsätzen.

  Mitversichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die ent-
stehen durch den Gebrauch eigener Windsurfgeräte.

  Nicht	 versichert	 sind	 Haftpflichtansprüche	 der	 Halter	 oder	 Ei-
gentümer selbst und Ansprüche wegen Schäden an den Was-
sersportfahrzeugen	/-geräten	selbst.

  Ist für das Führen eines Wassersportfahrzeugs eine behörd-
liche	 Erlaubnis	 erforderlich,	 bleibt	 AWP	 von	 der	 Verpflichtung	
zur	 Leistung	 frei,	 wenn	 der	 verantwortliche	 Führer	 bei	 Eintritt	
des Versicherungsfalles nicht die behördlich vorgeschriebene 
Erlaubnis	besitzt.	Der	versicherten	Person	gegenüber	bleibt	die	
Verpflichtung zur Leistung bestehen, wenn die versicherte Per-
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son	 das	Vorliegen	 der	 Erlaubnis	 beim	 verantwortlichen	 Führer	
ohne Verschulden annehmen durfte oder wenn die versicherte 
Person den Gebrauch des Wassersportfahrzeugs durch den un-
berechtigten Führer nicht bewusst ermöglicht hat.

d)  Ferngelenkten Modellfahrzeugen ohne Rücksicht auf eine 
Höchstgeschwindigkeit und ferngelenkten Modellflugzeugen 
mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit 
von	nicht	mehr	als	15	km/h.

2.  Welche	Regelungen	gelten	für	Mietsachschäden	von	
Wohnungen	/	Räumen	in	Gebäuden?

Eingeschlossen	ist	–	abweichend	von	§	3	Nr.	2	b	BB	MPH	–	die	ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohnräumen und 
sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensfolgeschäden.
Ausgeschlossen sind
a)  Haftpflichtansprüche wegen

aa)		Abnutzung,	Verschleißes	und	übermäßiger	Beanspruchung;
bb)		Schäden	an	Heizungs-,	Maschinen-,	Kessel-	und	Warmwas-

serbereitungsanlagen	sowie	an	Elektro-	und	Gasgeräten;
cc)  Glasschäden (z. B. auch Plexiglas, Cerankochfelder), soweit 

sich die versicherte Person hiergegen besonders versichern 
kann.

b)  die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feu-
erversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen fallenden 
Rückgriffsansprüche (auf Wunsch wird der Wortlaut des Feuer-
regressverzichtsabkommens ausgehändigt).

c)  Die Höchstersatzleistung ist im Rahmen der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen vereinbarten Sachschaden- bzw. 
Pauschaldeckungssumme je Schadenereignis auf € 500.000,- 
begrenzt. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Höchstersatz-
leistung.

3.  Welche	Regelungen	gelten	für	Sachschäden	an	der	
Einrichtung	gemieteter	Wohnungen	/	Räume?

a)  Eingeschlossen	ist	–	abweichend	von	§	3	Nr.	2	b	BB	MPH	–	die	
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von beweglicher 
Einrichtung	von	gemieteten	Ferienwohnungen,	 Ferienhäusern,	
Hotelzimmern und Schiffskabinen.

b)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen
aa)  Abnutzung,	Verschleißes	und	übermäßiger	Beanspruchung;
bb)  Schäden	an	Heizungs-,	Maschinen-,	Kessel-	und	Warmwas-

serbereitungsanlagen	sowie	an	Elektro-	und	Gasgeräten;
cc)  Glasschäden (z B. auch Plexiglas, Cerankochfelder), soweit 

sich die versicherte Person hiergegen besonders versichern 
kann.

c)  Die Höchstersatzleistung ist im Rahmen der im Versicherungs-
schein vereinbarten Sachschaden- bzw. Pauschaldeckungs-
summe je Schadenereignis auf € 2.500,- begrenzt. Die Gesamt-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
beträgt das Doppelte dieser Höchstersatzleistung.

4.  Welche	Regelungen	gelten	für	Schäden	an	fremden	
gemieteten, geliehenen oder gepachteten beweglichen  
Sachen?

a)  Eingeschlossen	ist	abweichend	von	§	3	Nr.	2	b	BB	MPH	die	ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von beweglichen 
fremden Sachen, auch wenn diese zu privaten Zwecken gemie-
tet, gepachtet oder geliehen wurden.

b)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen
aa)  Schäden an Sachen, die der versicherten Person für mehr 

als drei Monate überlassen wurden oder deren Überlassung 
für einen Zeitraum von mehr als drei Monaten geplant war, 
gleichgültig wie lange die Überlassung dann tatsächlich an-
dauert;

bb)  Schäden an Sachen, die der beruflichen, betrieblichen oder 
gewerblichen	Nutzung	der	versicherten	Person	dienen;

cc)		Abnutzung,	Verschleißes	und	übermäßiger	Beanspruchung;
dd)  Glasschäden, soweit sich die versicherte Person hiergegen 

besonders	versichern	kann;
ee)		Schäden	 an	 Schmuck-	 und	 /	 oder	Wertsachen,	 Urkunden,	

Geld	oder	Wertpapieren;
ff)	 	Abhandenkommen	(Verlust);
gg)		Vermögensfolgeschäden;
hh)  Schäden an Land-, Luft- (auch Raum-) und Wasserfahrzeu-

gen aller Art.
c)  Die Höchstersatzleistung ist je Schadenereignis und Versiche-

rungsjahr auf € 2.500,– begrenzt.

5.   Welche	Regelungen	gelten	für	Auslandsaufenthalte?
Für	Auslandsaufenthalte	innerhalb	Europas	und	in	den	außereuro-
päischen Gebieten, die zum Geltungsbereich des Vertrages über die 
Europäische	 Union	 gehören,	 sowie	 für	 sonstige	 vorübergehende	
Auslandsaufenthalte gilt:
a)  Eingeschlossen	 ist	 die	 gesetzliche	 Haftpflicht	 aus	 im	 Ausland	

eintretenden Versicherungsfällen.
b)   Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorüberge-

henden	Benutzung	oder	Anmietung	(nicht	dem	Eigentum)	von	
im Ausland gelegenen Wohnungen und Häusern gemäß § 1 
Nr. 2 dieser Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Haft-
pflichtversicherung für Privatpersonen.

6.	 Welche	Regelungen	gelten	für	Vermögensschäden?
a)   Mitversichert im Rahmen des Vertrages ist die gesetzliche Haft-

pflicht wegen Vermögensschäden aus Schadenereignissen, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 
Vermögensschäden sind Schäden, die weder durch Personen- 
noch durch Sachschäden entstanden sind.

b)   Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus
aa)  Schäden, die durch die versicherte Person (oder in deren 

Auftrag oder für ihre Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder	gelieferte	Sachen	oder	geleistete	Arbeiten	entstehen;

bb)  Schäden durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Ge-
rüche,	Erschütterungen);

cc)  planender, beratender, bau- oder montageleitender, prü-
fender	oder	gutachterlicher	Tätigkeit;

dd)		Tätigkeiten	im	Zusammenhang	mit	Geld-,	Kredit-,	Versiche-
rungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaft-
lichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus 
Kassenführung	sowie	aus	Untreue	und	Unterschlagung;

ee)  der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urhe-
berrechten	sowie	des	Kartell-	oder	Wettbewerbsrechts;

ff)	 	Nichteinhaltung	 von	 Fristen,	 Terminen	 und	 Kostenvoran-
schlägen;

gg)		Ratschlägen,	Empfehlungen	oder	Weisungen	an	wirtschaft-
lich	verbundene	Unternehmen;

hh)  Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, 
Rationalisierung und Automatisierung, Auskunftserteilung, 
Übersetzung,	Reisevermittlung	und	Reiseveranstaltung;

ii)  vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behörd-
lichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder aus sonstiger vorsätzlicher Pflicht-
verletzung;

jj)  Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wertpa-
pieren und Wertsachen.

7.	 Welche	Regelungen	gelten	für	das	Schlüsselrisiko?
Eingeschlossen	ist	die	gesetzliche	Haftpflicht	der	versicherten	Per-
son aus dem Abhandenkommen von fremden privaten Wohnungs-
schlüsseln	 und	 vom	 Arbeitgeber	 /	 Dienstherrn	 im	 Rahmen	 einer	
beruflichen	Tätigkeit	überlassenen	Schlüsseln	(auch	für	General-	/	
Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage sowie für elektro-
nische Zugangsberechtigungskarten), die sich rechtmäßig im Ge-
wahrsam der versicherten Person befunden haben. 
Der	 Versicherungsschutz	 umfasst	 die	 Kosten	 für	 die	 notwendige	
Auswechslung von Schlössern und Schließanlagen sowie vorüber-
gehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und – falls erfor-
derlich – einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.
a)  Ausgeschlossen bleiben

aa)  Folgeschäden, die sich aus einem Schlüsselverlust ergeben 
(z.	B.	Einbruch);

bb)		bei	Wohnungseigentümern	 die	 Kosten	 für	 die	 Auswechs-
lung der im Sondereigentum stehenden Schlösser und den 
Miteigentumsanteil	 an	 dem	 gemeinschaftlichen	 Eigentum	
(Eigenschaden);	 Versichert	 sind	 jedoch	 bei	 Sondereigen-
tümern Haftpflichtansprüche der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer, die wegen des Verlustes von Schlüsseln 
der im Gemeinschaftseigentum stehenden Schlösser bzw. 
Schließanlagen gegen den Versicherten erhoben werden. 

cc)  die Haftungen aus dem Verlust von Schlüsseln zu beweg-
lichen	Sachen	(auch	Tresor-	und	Möbelschlüssel);	

dd)  Schäden, die sich ergeben aus dem Verlust von Schlüsseln zu
•	 		Gebäuden,	 die	 der	 Versicherte	 im	 Ganzen	 für	 eigene	 –	

auch eigene gewerbliche, betriebliche oder freiberufliche 
Zwecke	nutzt	oder	besitzt	(sonstige	Eigenschäden);

•	 	Gebäuden,	 Wohnungen,	 Räumen	 oder	 Garagen,	 deren	
Betreuung (z. B. Verwaltung, Bewachung, Objektschutz, 
Reinigung) Gegenstand der gewerblichen, betrieblichen 
oder beruflichen Tätigkeit des Versicherten ist.

b)  Die Höchstersatzleistung ist je Schadenereignis und Versiche-
rungsjahr auf € 15.000,–  begrenzt.

8.  Welche	Regelungen	gelten	für	den	elektronischen	Daten-
austausch?

Eingeschlossen	ist	–	abweichend	von	§	3	Nr.	2	n	BB	MPH	–	die	ge-
setzliche Haftpflicht der versicherten Person wegen Schäden aus 
dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektro-
nischer	Daten,	z.	B.	im	Internet,	per	E-Mail	oder	mittels	Datenträger,	
soweit es sich handelt um Schäden aus
a)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verän-

derung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Com-
puterviren	und	/	oder	andere	Schadprogramme;

b)  Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichterfas-
sung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und 
zwar wegen
aa)  sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht 

jedoch weiterer Datenveränderungen sowie
bb)		der	 Kosten	 zur	 Wiederherstellung	 der	 veränderten	 Daten	

bzw.	 zur	 Erfassung	oder	 korrekten	Speicherung	nicht	oder	
fehlerhaft	erfasster	Daten;

cc)  Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaus-
tausch.

c)  Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die versi-
cherte Person Prüfungen und Sicherungen der auszutauschen-
den, zu übermittelnden oder bereitgestellten Daten durch 
Sicherheitsmaßnahmen und -techniken, die dem jeweils aktu-
ellen	Stand	der	Technik	und	Entwicklung	entsprechen,	regelmä-
ßig durchführt (z. B. Virenscanner, Firewall). Diese Maßnahmen 
können auch durch Dritte (z. B. Serviceprovider) erfolgen. 

d)  Ergänzend	 zu	§	2	Nr.	 6	 BB	MPH	gelten	mehrere	während	der	
Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle 
als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Ver-
sicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
aa)  auf derselben Ursache,
bb)  auf gleichen Ursachen  mit innerem, insbesondere sach-

lichem und zeitlichem Zusammenhang oder

cc)  auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung 
elektronischer Daten mit gleichen Mängeln beruhen.

e)   Versicherungsschutz besteht auch für Versicherungsfälle im 
Ausland, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in eu-
ropäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten 
geltend gemacht werden.

f)  Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten 
Tätigkeiten und Leistungen:
aa)		Software-Herstellung,	-Handel,	-Implementierung,	-Pflege;
bb)   IT-Beratung,	 -Analyse,	 -Organisation,	 -Einweisung,	 -Schu-

lung;
cc)  Netzwerkplanung, -Installation, -Integration, -Betrieb,  

-Wartung,	-Pflege;
dd)  Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full- 

Service-Providing;
ee)  Betrieb von Datenbanken.

g)  Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche
aa)  wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass die versicherte 

Person bewusst
•	 		unbefugt	in	fremde	Datenverarbeitungssysteme	/	Daten-

netzwerke eingreifen (z. B. Hacker-Attacke, Denial-of-
Service-Attacks),

•	 		Software	einsetzen,	die	geeignet	ist,	die	Datenordnung	zu	
zerstören oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Troja-
nische Pferde).

bb) die in engem Zusammenhang stehen mit
•	 		massenhaft	 versandten,	 vom	 Empfänger	 ungewollten	

elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spam-
ming),

•	 		Dateien	 (z.	 B.	 Cookies),	 mit	 denen	 widerrechtlich	 be-
stimmte Informationen über Internet- Nutzer gesammelt 
werden sollen.

cc)  gegen Personen, soweit diese den Schaden durch bewusstes 
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
(z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbörsen) 
oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeige-
führt haben.

9.   Welche	Regelungen	gelten	für	die	Forderungsausfall-
Deckung?

Bei Ausfall von rechtskräftig ausgeurteilten und vollstreckbaren For-
derungen gegenüber Dritten gilt Folgendes:
a)   AWP gewährt der versicherten Person im Rahmen dieser Bedin-

gungen und Risikobeschreibungen zur Haftpflichtversicherung 
für Privatpersonen Versicherungsschutz für den Fall, dass eine 
versicherte Person während der Wirksamkeit der Versicherung 
von einem Dritten geschädigt wird und die daraus entstan-
denen Schadensersatzforderungen gegen den Schädiger nicht 
oder nicht vollständig durchgesetzt werden können. Inhalt 
und Umfang der Schadensersatzansprüche richten sich in 
entsprechender Anwendung nach dem Deckungsumfang der 
Privathaftpflichtversicherung dieses Vertrages. Darüber hinaus 
besteht Versicherungsschutz für derartige Schadensersatzfor-
derungen, denen ein vorsätzliches Handeln des Schädigers (des 
Dritten) zugrunde liegt und für derartige Schadensersatzfor-
derungen,	die	aus	der	Eigenschaft	des	Schädigers	 (Dritten)	als	
Tierhalter oder -hüter entstanden sind.

   Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Verzugszinsen, 
Vertragsstrafen	und	Kosten	der	Rechtsverfolgung	(z.	B.	Prozess-	
und	Anwaltskosten),	einschließlich	der	Kosten	der	Zwangsvoll-
streckung.

   Nicht versichert sind Forderungsausfälle aus Schäden, die in 
ursächlichem Zusammenhang mit nuklearen und genetischen 
Schäden,	Aufruhr,	inneren	Unruhen,	oder	Erdbeben	stehen.

b)   Haftpflichtschaden im Sinne dieser Bedingungen ist das Schade-
nereignis, das den Tod, die Verletzung oder Gesundheitsschädi-
gung von Menschen (Personenschaden) oder die Beschädigung 
oder Vernichtung von Sachen (Sachschaden) zur Folge hatte 
und für dessen Folgen die versicherte Person den Dritten auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts auf Schadensersatz in Anspruch genommen hat.

c)   Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der Schadenverursa-
cher, der ausweislich des rechtskräftig vollstreckbaren Urteils 
von	 Ihnen	 bzw.	 der	 /	 den	mitversicherten	 Person	 /	 en	wegen	
eines Haftpflichtschadens auf Leistung von Schadensersatz in 
Anspruch genommen wurde.

d)   Versicherungsschutz besteht nur, soweit die Höhe der Scha-
densersatzforderung € 1.000,- oder mehr beträgt.

e)   Die	 versicherte	 Person	 erhält	 die	 Entschädigungsleistung	 auf	
Antrag. Die versicherte Person hat AWP den Forderungsausfall 
unverzüglich anzuzeigen. Die versicherte Person ist verpflichtet, 
wahrheitsgemäße und ausführliche Angaben zum Versiche-
rungsfall zu machen und alle Tatumstände hierzu mitzuteilen. 
AWP ist berechtigt, weitere für die Beurteilung des Haftpflicht-
schadens erhebliche Schriftstücke von der versicherten Person 
zu verlangen.

f)   Die Leistungspflicht seitens AWP besteht, wenn die versicherte 
Person gegen einen Dritten vor einem Gericht eines Mitglieds-
staates	 der	 Europäischen	 Union	 oder	 der	 außereuropäischen	
Gebiete,	die	zum	Geltungsbereich	des	Vertrages	über	die	Euro-
päische Union gehören, ein rechtskräftig vollstreckbares Urteil 
wegen eines Haftpflichtschadens erstritten hat und Vollstre-
ckungsversuche gescheitert sind.
aa)  Rechtskräftiges vollstreckbares Urteil im Sinne dieser Bedin-

gungen ist auch ein Versäumnis- oder Anerkennungsurteil, 
ein Vollstreckungsbescheid, ein gerichtlich vollstreckbarer 
Vergleich oder ein notarielles Schuldanerkenntnis mit Un-
terwerfungsklausel, aus dem hervorgeht, dass sich der Dritte 
persönlich der sofortigen Zwangsvollstreckung in sein ge-
samtes Vermögen unterwirft.
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Allgemeine	Hinweise	für	den	Schadenfall	 	 	 	 	 	 	 	
Was	ist	in	jedem	Schadenfall	zu	tun?
Der Versicherte hat den Schaden möglichst gering zu halten und 
nachzuweisen. Sichern Sie deshalb in jedem Fall bitte geeignete 
Nachweise zum Schadeneintritt (z. B. Schadenbestätigung, Attest) 
und zum Umfang des Schadens (z. B. Rechnungen, Belege).

Woran	sollten	Sie	bei	Ansprüchen	aus	der	Haftpflichtversicherung	
denken?
Notieren Sie sich bitte Namen und Anschriften von Zeugen, die das 
Schadenereignis	beobachtet	haben.	Lassen	Sie	sich	eine	Kopie	des	
Polizeiprotokolls	aushändigen,	falls	die	Polizei	zu	Ermittlungen	ein-
geschaltet wurde. Informieren Sie AWP und reichen Sie diese Unter-
lagen und Informationen mit Ihrer Schadenmeldung ein.

bb)  Vollstreckungsversuche sind gescheitert, wenn die versi-
cherte Person nachweist, dass eine Zwangsvollstreckung 
(Sach- oder Forderungspfändung) nicht oder nicht zur 
vollen Befriedigung des Schadensersatzanspruchs geführt 
hat oder eine selbst teilweise Befriedigung wegen nach-
gewiesener Umstände aussichtslos erscheint, z. B. weil der 
Dritte die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat oder 
in der örtlichen Schuldnerkartei des Amtsgerichts geführt 
wird.

g)  Zum Nachweis der gescheiterten Vollstreckung hat die versi-
cherte Person AWP das Vollstreckungsprotokoll eines Gerichts-
vollziehers	vorzulegen,	aus	dem	sich	die	Erfolglosigkeit	(Frucht-
losigkeit) der Zwangsvollstreckung ergibt, bzw., auf Verlangen, 
das örtliche Schuldnerverzeichnis des Amtsgerichts sowie eine 
beglaubigte	Kopie	des	vollstreckbaren	Urteils-Vollstreckungsbe-
scheides bzw. des notariellen Schuldanerkenntnisses.

h)  AWP ist zur Leistung nur verpflichtet, wenn der Nachweis der 
gescheiterten Vollstreckung erbracht ist.

i)  Nicht versichert sind Ansprüche der versicherten Person, für die 
ein Sozialversicherungsträger bzw. Sozialhilfeträger leistungs-
pflichtig ist sowie Regressansprüche eines Arbeitgebers.

j)  Leistungen aus einer für die versicherte Person bestehenden 
Schadenversicherung (z. B. Hausratversicherung) oder für den 
Dritten bestehenden Privathaftpflichtversicherung sind zu-
nächst geltend zu machen. Decken die Leistungen aus jenen 
Verträgen den Schadensersatzanspruch der versicherten Person 
nicht ab, leistet AWP nach der Maßgabe dieser Bedingungen 
den verbleibenden Restanspruch aus diesem Versicherungsver-
trag. 

k)  Dritte können aus diesem Vertrag keine Rechte herleiten.
l)  Die Höchstersatzleistung ist je Schadenereignis und Versiche-

rungsjahr auf € 3.000.000,- begrenzt.

§ 2  In	welcher	Weise	schützt	AWP	die	versicherte	Person	vor	
Haftpflichtansprüchen,	und	in	welchem	Umfang	leistet	sie	
Entschädigung?

1.  AWP prüft die Haftung, wehrt unberechtigte Ansprüche ab und 
ersetzt	die	Entschädigung,	welche	von	der	versicherten	Person	
geschuldet	 ist.	AWP	ersetzt	die	Entschädigung	 insoweit,	als	sie	
die	Entschädigungspflicht	anerkennt	oder	das	Anerkenntnis	der	
versicherten	 Person	 genehmigt.	 AWP	 zahlt	 ebenfalls	 die	 Ent-
schädigung, wenn sie einen Vergleich schließt oder genehmigt 
oder	wenn	eine	gerichtliche	Entscheidung	vorliegt.

2.  Macht der Geschädigte oder dessen Rechtsnachfolger den Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend, führt AWP den Rechtsstreit 
auf	ihre	Kosten	im	Namen	der	versicherten	Person.

3.  Wünscht oder genehmigt AWP die Bestellung eines Verteidigers 
in einem Strafverfahren gegen die versicherte Person, das aus 
Anlass eines versicherten Schadenereignisses geführt wird, trägt 
AWP	die	Kosten	des	Verteidigers.

4.  Falls	 die	 von	 AWP	 verlangte	 Erledigung	 eines	 Haftpflichtan-
spruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich an 
dem Widerstand der versicherten Person scheitert, hat AWP für 
den darauf entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen 
und	Kosten	nicht	aufzukommen.

5.  Die in der Versicherungspolice oder den Produkt- und Verbrau-
cherinformationen genannten Versicherungssummen bilden 
die Höchstgrenze für den Umfang der Leistungen von AWP. Dies 
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere 
entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese
•	 	auf	derselben	Ursache,
•	 	auf	 gleichen	 Ursachen	 mit	 innerem,	 insbesondere	 sach-

lichem und zeitlichem, Zusammenhang oder
•	 	auf	der	Lieferung	von	Waren	mit	gleichen	Mängeln	beruhen.

7.	  Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versiche-
rer die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme 
zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

8.  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah-
lungen	zu	 leisten	und	übersteigt	der	Kapitalwert	der	Rente	die	
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger 
Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Rest-
betrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente 
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbe-
trages	zum	Kapitalwert	der	Rente	vom	Versicherer	erstattet.

  Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende 
Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung	 in	 der	 jeweils	 gültigen	
Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

  Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versiche-
rungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, 
wenn	der	Kapitalwert	der	Rente	die	Versicherungssumme	oder	
die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversiche-
rungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit 
ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

§ 3   Welche	Risiken	sind	nicht	versichert?
Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf 
1. Haftpflichtansprüche gegen die versicherte Person

a)  soweit sie aufgrund vertraglicher oder sonstiger Zusage über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht der versicherten 
Person	hinausgehen;

b)  von Angehörigen der versicherten Person, die mit dieser in 
häuslicher	 Gemeinsacht	 leben.	 Als	 Angehörige	 gelten	 Ehe-
gatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder vergleichbarere Partnerschaften nach dem recht 
anderer	Staaten,	Eltern	und	Kinder,	Adoptiveltern	und	-kinder,	
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großel-
tern	und	 Enkel,	Geschwister	 sowie	 Pflegeeltern	und	 -kinder	
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes	Verhältnis	wie	Eltern	und	Kinder	miteinander	ver-
bunden	sind);

c)   von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt 
geschäftsfähige	oder	betreute	Person	ist;	

d)  von	seinen	Liquidatoren,	Zwangs-	und	Insolvenzverwaltern;	
e)  wegen	der	Übertragung	einer	Krankheit	durch	die	versicherte	

Person oder durch eines der in § 1 d) AVB BB MPH genannten 
Tiere;

f)  wegen Schäden aus beruflicher Tätigkeit (die Tätigkeit als 
MPG-Stipendiat	wird	nicht	als	berufliche	Tätigkeit	eingestuft);

g)  wegen Schäden an von der versicherten Person hergestellten 
oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung 
liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache 
in	 einem	 mangelhaften	 Einzelteil	 der	 Sache	 oder	 in	 einer	
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder 
Vernichtung der Sache oder Leistung führt. Dieser Ausschluss 
findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder 
Rechnung der versicherten Person die Herstellung oder Liefe-
rung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
übernommen	haben;

h)  gegen die versicherte Person wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadengesetz	oder	anderen	auf	der	EU-Umwelthaf-
tungsrichtlinie	(2004/35/EG)	basierenden	nationalen	Umset-
zungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn die versicherte Person von einem Dritten aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts	 auf	 Erstattung	 der	 durch	 solche	 Umweltschäden	
entstandenen	Kosten	in	Anspruch	genommen	wird.	Der	Ver-
sicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, 
die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder 
anderer	 auf	 der	 EU-Umwelthaftungsrichtlinie	 (2004/35/EG)	
basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
halts gegen die versicherte Person geltend gemacht werden 
könnten;

i)  wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen 
oder	Erzeugnisse	zurückzuführen	sind;

j)  wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittelbarem 
Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden 
Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rönt-
genstrahlen);

k)  wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf
•	 	gentechnische	Arbeiten,
•	 	gentechnisch	veränderte	Organismen	(GVO),
•	 	Erzeugnisse,	die	Bestandteile	aus	GVO	enthalten	oder	aus	
oder	mit	Hilfe	von	GVO	hergestellt	wurden;

l)  aus Sachschäden, welche entstehen durch
•	 	Abwässer,	 soweit	 es	 sich	 nicht	 um	 häusliche	 Abwässer	

handelt,
•	 	Senkungen	von	Grundstücken	oder	Erdrutschungen,
•	 	Überschwemmungen	 stehender	 oder	 fließender	 Gewäs-
ser;

m)  wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und 
der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es sich han-
delt um Schäden aus

•	 	Löschung,	 Unterdrückung,	 Unbrauchbarmachung	 oder	
Veränderung von Daten,

•	 	Nichterfassen	oder	fehlerhaftem	Speichern	von	Daten,
•	 	Störung	 des	 Zugangs	 zum	 elektronischen	 Datenaus-

tausch,
•	 	Übermittlung	vertraulicher	Daten	und	Informationen;

n)  wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder Namensrechtsver-
letzungen;

o)  wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Un-
gleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.

2. Haftpflichtansprüche gegen die versicherte Person
a)  aus	der	Ausübung	der	Jagd;
b)  wegen Schäden an fremden Sachen, die die versicherte Per-
son	gemietet	oder	geliehen,	durch	verbotene	Eigenmacht	er-
langt oder welche sie in Obhut genommen hat. Versichert ist 
jedoch die Haftpflicht aus der Beschädigung von Räumen in 
Gebäuden während der Reise, insbesondere von gemieteten 
Ferienwohnungen und Hotelzimmern oder der Unterkunft, 
nicht	jedoch	des	Mobiliars;	kein	Versicherungsschutz	besteht	
für Haftpflichtansprüche wegen Verschleißes, Abnutzung 
oder	übermäßiger	Beanspruchung;

c)  als	Eigentümer,	Besitzer,	Halter	oder	Führer	eines	Kraft-,	Luft-	
oder motorgetriebenen Wasserfahrzeugs wegen Schäden, 
die	durch	den	Gebrauch	des	Fahrzeugs	verursacht	werden;

d)  wenn der Schaden dadurch verursacht wurde, dass die versi-
cherte	 Person	 in	 Kenntnis	 von	 deren	Mangelhaftigkeit	 oder	
Schädlichkeit
•	 	Erzeugnisse	in	den	Verkehr	gebracht	oder
•	 	Arbeiten	oder	sonstige	Leistungen	erbracht	hat;

e)  von ihren Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.
3. Haftpflichtansprüche

a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 3 Nr.1 be-
nannten Personen gegen die Mitversicherten,

b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versi-
cherungsvertrages,

c)  zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-
rungsvertrages.

§ 4  Was	muss	die	versicherte	Person	nach	Eintritt	des	Versi-
cherungsfalls	unbedingt	beachten	(Obliegenheiten)?

Versicherungsfall ist das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche 
gegen die versicherte Person zur Folge haben könnte.
1.  Jeder Versicherungsfall ist AWP unverzüglich anzuzeigen.
2.  Die	Einleitung	eines	Ermittlungsverfahrens	oder	der	Erlass	eines	

Strafbefehls oder eines Mahnbescheids ist AWP von der versi-
cherten Person auch dann unverzüglich anzuzeigen, wenn der 
Versicherungsfall AWP bereits bekannt ist.

3.  Wird	 der	 Anspruch	 auf	 Entschädigung	 gegen	 die	 versicherte	
Person geltend gemacht, hat sie dies AWP innerhalb einer Wo-
che	nach	der	Erhebung	des	Anspruchs	anzuzeigen.

4.  Die versicherte Person hat außerdem AWP anzuzeigen, wenn 
ein	 Anspruch	 unter	 Einschaltung	 gerichtlicher	 oder	 staatlicher	
Hilfe geltend gemacht wird.

5.  Die versicherte Person ist verpflichtet, unter Beachtung der Wei-
sung von AWP nach Möglichkeit für die Minderung des Scha-
dens zu sorgen und alles zu tun, was zur Aufklärung des Scha-
denfalles dient. Sie hat ausführlichen und wahrheitsgemäßen 
Schadenbericht zu erstatten und alle Umstände, die mit dem 
Schadenereignis in Zusammenhang stehen, mitzuteilen sowie 
die entsprechenden Schriftstücke einzureichen.

6.  Kommt	 es	 zum	Prozess	 über	 den	Haftpflichtanspruch,	 hat	 die	
versicherte Person die Prozessführung AWP zu überlassen, 
dem von AWP bestellten oder bezeichneten Anwalt Vollmacht 
und alle von diesem oder von AWP für nötig erachteten Auf-
klärungen zu geben. Gegen gerichtliche oder staatliche Verfü-
gungen auf Schadenersatz hat die versicherte Person, ohne die 
Weisung von AWP abzuwarten, fristgemäß Widerspruch zu 
erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen.

7.	  Wenn die versicherte Person infolge veränderter Verhältnisse 
das Recht erlangt, die Aufhebung oder die Minderung einer zu 
zahlenden Rente zu fordern, ist die versicherte Person verpflich-
tet, dieses Recht in ihrem Namen von AWP ausüben zu lassen. 
Die Bestimmungen unter Nr. 3 bis 5 finden entsprechend An-
wendung.

8.  AWP gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder Abwehr des 
Anspruchs	 ihr	zweckmäßig	erscheinenden	Erklärungen	 im	Na-
men der versicherten Person abzugeben.
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Erklärungen	und	Hinweis	zur	Datenverarbeitung
I.  Einwilligung in die Erhebung und Ver-
wendung	 von	 Gesundheitsdaten	 sowie	
Schweigepflichtentbindungserklärung.

Die	 unter	 I.	 abgedruckten	 Einwilligungs-	 und	 Schweigepflicht-
entbindungserklärungen wurden auf Grundlage der Abstim-
mung	 des	 Gesamtverbandes	 der	 deutschen	 Versicherungswirt-
schaft e.V. (GDV) mit den Datenschutzaufsichtsbehörden erstellt.

Das Versicherungsvertragsgesetz, das Bundesdatenschutzgesetz 
sowie andere Datenschutzvorschriften enthalten keine ausrei-
chenden	 Rechtsgrundlagen	 für	 die	 Erhebung,	 Verarbeitung	 und	
Nutzung von Gesundheitsdaten durch den Versicherer. Aus diesem 
Grund	 benötigen	wir	 Ihre	 datenschutzrechtlichen	 Einwilligungen.	
Im Versicherungsfall benötigen wir ggf. Schweigepflichtentbin-
dungen, um Ihre Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen Stellen 
(z.	B.	Ärzten)	erheben	zu	dürfen.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre Schweigepflichtentbindung 
ferner, um Ihre Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203 StGB 
geschützte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen 
besteht,	 Ihre	 Kundennummer	 oder	 weitere	 Identifikationsdaten,	
an andere Stellen, z. B. Assistance-, Logistik- oder IT-Dienstleister  
weiterleiten zu dürfen.

Die	folgenden	Einwilligungserklärungen	sind	für	die	Durchführung	
oder Beendigung Ihres Versicherungsvertrages (Bearbeitung Ihres 
Schadenfalles) unentbehrlich. Sollten Sie diese nicht abgeben, wird 
der Abschluss des Vertrages in der Regel nicht möglich sein.

Die	Erklärungen	betreffen	den	Umgang	mit	Ihren	Gesundheitsdaten	
und sonstigen von der Schweigepflicht geschützten Daten durch 
uns selbst (unter 1.), im Zusammenhang mit der Abfrage bei Drit-
ten (unter 2.) und bei der Weitergabe an Stellen außerhalb des Ver-
sicherers (unter 3.) 

Die	 Erklärungen	 gelten	 auch	 für	 von	 Ihnen	 gesetzlich	 vertretene	
mitversicherte	 Personen,	 wie	 z.	 B.	 für	 Ihre	 Kinder,	 soweit	 diese	
die	Tragweite	dieser	Einwilligung	nicht	erkennen	und	daher	keine	 
eigenen	Erklärungen	abgeben	können.

1.  Einwilligung in die Erhebung, Speicherung und Nutzung 
Ihrer Gesundheitsdaten

Ich willige ein, dass AWP P&C S.A. die von mir künftig mitgeteil-
ten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und nutzt, soweit dies 
zur Durchführung oder Beendigung des Versicherungsvertrages 
erforderlich ist. 

2.	 	Abfrage	von	Gesundheitsdaten	bei	Dritten	zur	Prüfung	der	
Leistungspflicht

 Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es erforderlich sein, dass wir 
Angaben über Ihre gesundheitlichen Verhältnisse prüfen müssen, 
die Sie zur Begründung von Ansprüchen gemacht haben oder 
die sich aus eingereichten Unterlagen (z. B. Rechnungen, Ver-
ordnungen, Gutachten) oder Mitteilungen z. B. eines Arztes oder  
sonstiger Angehöriger eines Heilberufs ergeben. 

 Diese Überprüfung erfolgt nur, soweit es erforderlich ist. Hierfür be-
nötigen	wir	 Ihre	Einwilligung	einschließlich	einer	Schweigepflicht-
entbindung für uns sowie für diese Stellen, falls im Rahmen dieser 
Abfragen Gesundheitsdaten oder weitere von der Schweigepflicht 
geschützte Informationen weitergegeben werden müssen. 

	Wir	 werden	 Sie	 in	 jedem	 Einzelfall	 informieren,	 von	 welchen	
Personen	 oder	 Einrichtungen	 zu	 welchem	 Zweck	 eine	 Auskunft	 
benötigt wird. Sie können dann jeweils entscheiden, ob Sie in die 
Erhebung	und	Verwendung	Ihrer	Gesundheitsdaten	durch	den	Ver-
sicherer	 einwilligen,	 die	 genannten	 Personen	 oder	 Einrichtungen	
sowie deren Mitarbeiter von ihrer Schweigepflicht entbinden und 
in die Übermittlung Ihrer Gesundheitsdaten an den Versicherer ein-
willigen oder die erforderlichen Unterlagen selbst beibringen.

3.	 	Weitergabe	Ihrer	Gesundheitsdaten	und	weiterer	von	der	
Schweigepflicht geschützter Daten an Stellen außerhalb 
AWP P&C S.A.

 Wir verpflichten die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die  
Einhaltung	der	Vorschriften	über	den	Datenschutz	und	die	Daten-
sicherheit.

3.1  Datenweitergabe zur medizinischen Begutachtung
 Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es notwendig sein,  
medizinische Gutachter einzubeziehen. Hierfür benötigen wir Ihre 
Einwilligung	 und	 Schweigepflichtentbindung,	 wenn	 in	 diesem	 
Zusammenhang Ihre Gesundheitsdaten und weitere von der 
Schweigepflicht geschützte Daten übermittelt werden. Sie werden 
über die jeweilige Datenübermittlung unterrichtet.

Ich willige ein, dass die AWP P&C S.A. meine Gesundheits-
daten an medizinische Gutachter übermittelt, soweit dies für 
die Prüfung der Leistungspflicht in meinem Versicherungsfall  
erforderlich ist und die Gesundheitsdaten dort zweckent- 
sprechend	 verwendet	 und	 die	 Ergebnisse	 an	 AWP	 zurück- 
übermittelt werden. Im Hinblick auf die Gesundheitsdaten und 
weitere nach § 203 StGB geschützte Daten entbinde ich die  
für AWP P&C S.A. tätigen Personen und die Gutachter von ihrer 
Schweigepflicht.

3.2		 	Übertragung	von	Aufgaben	an	andere	Stellen	 
(Unternehmen	oder	Personen)

Bestimmte	 Aufgaben,	 bei	 denen	 es	 zur	 Erhebung,	 Verarbeitung	
und Nutzung Ihrer Gesundheitsdaten kommen kann, führen wir 
teilweise nicht selbst durch. Insoweit haben wir diese Aufgaben 
anderen Gesellschaften übertragen. Werden hierbei Ihre von der 
Schweigepflicht geschützten Daten weitergegeben, benötigen wir 
Ihre Schweigepflichtentbindung für uns und soweit erforderlich für 
die anderen Stellen.

Wir führen eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und 
Kategorien	von	Stellen,	die	vereinbarungsgemäß	von	der	Schweige-
pflicht geschützte Daten für uns erheben, verarbeiten oder nut-
zen. Die Aufgaben, die den einzelnen Stellen übertragen wurden,  
können Sie dieser Liste entnehmen. Die zurzeit gültige Liste ist 
den	 Erklärungen	 unmittelbar	 angefügt.1)	 Eine	 aktuelle	 Liste	 kann	
auch	im	Internet	unter	www.allianz-assistance.de/datenverarbeitung 
eingesehen oder bei uns (AWP P&C S.A., Bahnhofstraße 16, D - 85609 
Aschheim bei München, Telefon +49.89.62424-460, service@
allianz-assistance.de) angefordert werden. Für die Weitergabe Ihrer 
Gesundheitsdaten und deren Verwendung durch die in dieser Liste 
genannten	Stellen	benötigen	wir	Ihre	Einwilligung.

Ich willige ein, dass AWP P&C S.A. meine Gesundheitsdaten an 
die in der oben erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt 
und dass die Gesundheitsdaten dort für die angeführten Zwecke 
im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, 
wie AWP P&C S.A. es tun dürfte. Soweit erforderlich entbinde 
ich die Mitarbeiter der beauftragten Stellen im Hinblick auf die 
Weitergabe von Gesundheitsdaten und anderer nach § 203 StGB 
geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

3.3	 	Datenweitergabe	an	Rückversicherer	
Um	 die	 Erfüllung	 Ihrer	 Ansprüche	 abzusichern,	 kann	 AWP	 P&C	
S.A. Verträge mit Rückversicherern abschließen, die das von 
uns versicherte Risiko ganz oder teilweise übernehmen. In ei-
nigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer dafür weiterer 
Rückversicherer, denen sie ebenfalls Ihre Daten übermitteln. 
Damit der Rückversicherer kontrollieren kann, ob AWP P&C S.A.  
einen Versicherungsfall richtig eingeschätzt hat, ist es möglich,  
dass AWP P&C S.A. Ihre Schadenunterlagen dem Rückver- 
sicherer vorlegen muss.

Zur Abrechnung von Versicherungsfällen können ebenfalls Daten 
über Ihre bestehenden Verträge an Rückversicherer weitergegeben 
werden.

Zu	den	oben	genannten	Zwecken	werden	möglichst	anonymisier-
te	bzw.	pseudonymisierte	Daten,	 jedoch	auch	personenbezogene	 
Gesundheitsangaben verwendet.

Ihre personenbezogenen Daten werden von den Rückversicherern 
nur zu den vorgenannten Zwecken verwendet. Über die Übermitt-
lung Ihrer Gesundheitsdaten an Rückversicherer werden wir Sie 
unterrichten.

Ich willige ein, dass AWP P&C S.A. meine Gesundheitsdaten an 
die in der oben erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt 
und dass die Gesundheitsdaten dort für die angeführten Zwecke 
im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, 
wie AWP P&C S.A. es tun dürfte. Soweit erforderlich entbinde 
ich die Mitarbeiter der beauftragten Stellen im Hinblick auf die 
Weitergabe von Gesundheitsdaten und anderer nach § 203 StGB 
geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

Erklärungen	der	zu	versichernden	Person(en)	oder	des	 
gesetzlichen	Vertreters	der	zu	versichernden	Person(en):
Ich gebe hiermit für mich bzw. für die zu versichernde(n) 
Person(en) die vom Antragsteller bzw. Versicherungsinteressenten 
abgegebenen	Erklärungen	zur	Datenverarbeitung	ab.

1)   Allianz	 Konzerngesellschaften	 (mit	 *	 gekennzeichnet)	 und	
Dienstleister, die im Auftrag des Versicherers personen-
bezogene Daten verwenden, die von der Schweigepflicht  
geschützt	sind	und	/	oder	Gesundheitsdaten	erheben,	verarbei-
ten oder nutzen: 
•	 	Mondial	Kundenservice	GmbH	*	(Leistungsbearbeitung)
•	 AWP	Romania	SA	*	(Leistungsbearbeitung)
•	 	Allianz	Handwerker	Services	GmbH	*	(technische	Dienstleis-

tungen für Gesellschaften der Allianz Gruppe)
•	 	Allianz	 Managed	 Operations	 &	 Services	 SE	 *	 (Shared- 

Services-Dienstleistungen für Gesellschaften der Allianz 
Gruppe) 

•	 	AGA	 Service	 Deutschland	 GmbH	 *	 (Assistance-Dienstleis-
tungen)

•	 	rehacare	GmbH	*	Gesellschaft	der	medizinischen	und	beruf-
lichen Rehabilitation (Reha-Dienstleistungen)

•	 	PCI	Holdings	AG	(technische	Dienstleistungen)
•	 	MAWISTA	GmbH	(vertriebs-	und	kundennahe	Serviceleistun-

gen, Telefonservice)
•	 	tricontes	GmbH	(vertriebs-	und	kundennahe	Service-Leistun-

gen, Telefonservice)
•	 	IMB	Consult	GmbH	(Unterstützung	bei	der	Erstellung	medi-

zinischer Gutachten)
•	 	ViaMed	 GmbH	 (Medical	 Consulting,	 Unterstützung	 bei	 der	
Erstellung	medizinischer	Gutachten)

•	 	Gutachter	(medizinische	und	pflegerische	Begutachtung	und	
Gutachtenerstellung)

•	 	Pflegedienste	und	Hilfsmittelversorger	(Vermittlung	von	Pfle-
gediensten sowie Hilfsmittelversorgern)

•	 	Kranken-Rücktransporte	 (medizinisch	 sinnvoller	 oder	 not-
wendiger Rücktransport aus dem Ausland)

II. Datenweitergabe an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) hat der Versicherte 
im Schadenfall dem Versicherer alle für die Schadenabwicklung 
wichtigen Umstände anzuzeigen. Hierzu können auch frühere 
Krankheiten	und	Versicherungsfälle	oder	Mitteilungen	über	gleich-
artige andere Versicherungen gehören. In bestimmten Fällen wie 
Doppelversicherungen, gesetzlichem Forderungsübergang sowie 
bei Teilungsabkommen bedarf es eines Austausches von personen-
bezogenen Daten unter den Versicherern. Auch um den Missbrauch 
von Versicherungen zu verhindern, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte 
auf Anfragen zu erteilen. Dabei werden Daten des Betroffenen  
weitergegeben wie Name und Anschrift, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden (Schadenart, 
Schadenhöhe, Schadentag).


